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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im Ver- 
kehr mit Bedarfsgegenständen sowie technischen und 
chemischen Mitteln des täglichen Gebrauchs 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die technologische und wirtschaftliche Entwicklung auf dem 
herkömmlichen Gebiet des Lebensmittelrechts haben insbe- 
sondere in den letzten zehn Jahren infolge z. T. umwälzender 
Neuerungen zu der Notwendigkeit einer umfassenden gesetz- 
lichen Neuregelung geführt. Der Zwang zu einer Anpassung 
der gesetzlichen Vorschriften an die durch die Technik hervor- 
gerufenen Veränderungen erscheint besonders in den Bereichen 
Kosmetika sowie Wasch- und Reinigungsmittel unabweisbar. 

Dabei ist angesichts der zunehmenden Umweltbelastung in 
besonderer Weise der Verbraucherschutz vor Gesundheits- 
schäden und vor Täuschung zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf stimmt im wesentlichen mit den materiellen 
Vorschriften des Regierungsentwurfs (Drucksache VI/2310) be- 
züglich der Bedarfsgegenstände überein, weil in ihnen wesent- 
liche Verbesserungen zum Schutz des Verbrauchers vor Ge- 
sundheitsschäden und vor Täuschungen enthalten sind, ohne 
daß dadurch die wirtschaftliche Entwicklung unnötig behindert 
würde. 

Es liegt aber sowohl im Interesse der Verbraucher als auch im 
Interesse der beteiligten Wirtschaftskreise, daß das nur histo- 
risch zu erklärende Lebensmittelgesetz mit seinen Bestimmun- 
gen über nach der Verkehrsauffassung höchst heterogene 
Gegenstände aus Anlaß der bevorstehenden grundlegenden 
Novellierung in durchsichtige und praktikable Einzelgesetze 
über die unterschiedlichen Materien aufgelöst wird. 
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Einzelgesetze haben nicht nur den Vorzug, den bei den ver- 
schiedenen Gegenständen obwaltenden unterschiedlichen Sach- 
zwängen besser gerecht zu werden, sondern sie sind auch von 
den zuständigen Behörden und beteiligten Wirtschaftskreisen 
leichter zu handhaben. Schließlich kann die Aufteilung der im 
Regierungsentwurf geregelten Materien in fünf Einzelgesetz- 
entwürfe entscheidend dazu beitragen, daß die Verabschiedung 
der Neuregelungen über Gegenstände, deren parlamentarische 
Beratung relativ rasch abgeschlossen werden kann, nicht durch 
sich länger hinziehende Beratungen über andere Gegenstände 
des Regierungsentwurfs, die aus der Sache heraus mit Sicher- 
heit zu erwarten sind, unverhältnismäßig verzögert wird. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die dem Bundeshaushalt entstehenden nicht wesentlichen Mehr- 
ausgaben können im Rahmen der Beträge des Finanzplans auf- 
gefangen werden. 

Den Ländern entstehen geschätzte einmalige Mehrausgaben für 
sachliche Aufwendungen in Höhe von 1 Million DM und jähr- 
lich wiederkehrende personelle und sachliche Mehrausgaben 
in Höhe von 3 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Bedarfsgegenständen sowie technischen 
und chemischen Mitteln des täglichen Gebrauchs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gesetzeszweck 

Das Gesetz bezweckt den Schutz der menschlichen 
Gesundheit vor Schäden, die aufgrund der stoff- 
lichen Zusammensetzung von Bedarfgegenständen 
sowie technischen und chemischen Mitteln des täg- 
lichen Gebrauchs entstehen können. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Bedarfsgegenstände und technische und che- 
mische Mittel des täglichen Gebrauchs (nachfolgend 
Bedarfsgegenstände genannt) im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1. Gegenstände, die dazu bestimmt sind, nicht nur 
vorübergehend mit dem menschlichen Körper in 
Berührung zu kommen, wie Bekleidungsgegen“ 
stände, Bettwäsche, Masken, Perücken, Haarteile, 
künstliche Wimpern, Armbänder, Brillengestelle; 

2. Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit den 
Schleimhäuten des Mundes in Berührung zu kom- 
men, ausgenommen ärztliche und zahnärztliche 
Instrumente; 

3. Putz- und Pflegemittel für Bedarf gegenstände 
und für den Hausgebrauch; 

4. Imprägnier- und sonstige Ausrüstungsmittel für 
Bedarfsgegenstände im Sinne der Nummer 1, 
soweit sie für den Hausgebrauch zur Nachbe- 
handlung bestimmt sind; 


5. Mittel und Gegenstände zur Geruchsverbesse- 
rung oder zur Insektenvertilgung in Räumen, die 
zum Aufenthalt von Menschen bestimmt sind; 

6. Spielwaren und Scherzartikel. 

(2) Zu den Bedarfsgegenständen im Sinne dieses 
Gesetzes gehören insbesondere nicht 

a) solche Bedarfsgegenstände, die ihrer Bestim- 
mung nach mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen und im Lebensmittelgesetz behandelt 
sind, 

b) Wasch- und Reinigungsmittel, soweit sie im Ge- 
setz über Wasch- und Reinigungmittel behandelt 
sind, 

c) kosmetische Mittel und Gegenstände zur Körper- 
pflege, soweit sie im Gesetz über kosmetische 
Mittel behandelt sind, 

d) Tabakerzeugnisse, 

e) Gegenstände, die nach § 1 Abs. 2 des Arznei- 
mittelgesetzes als Arzneimittel gelten. 

§ 3 

Gesundheitsschutz 

(1) Es ist verboten, Bedarfsgegenstände in den 
Verkehr zu bringen, die bei bestimmungs- und sach- 
gemäßem Gebrauch durch ihre stoffliche Zusammen- 
setzung geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu 
schädigen. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist Inverkehrbrin- 
gen: das Anbieten, zum Verkauf Vorrätighalten, das 
Feilhalten, das Verkaufen und jedes sonstige ge- 
werbsmäßige überlassen an andere. 
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§ 4 

Ermächtigung 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit wird ermächtigt, soweit dies erforderlich 
ist, um eine Schädigung der menschlichen Gesund- 
heit durch Bedarfsgegenstände zu verhüten, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, sowie für Arbeit und 
Sozialordnung, mit Zustimmung des Bundesrates 
nach Anhörung des Sachverständigenausschusses ge- 
mäß § 5, 

1. bei der Herstellung von bestimmten Bedarfs- 
gegenständen die Verwendung bestimmter Stof- 
fe, Stoffgruppen und Stoffgemische, deren Ge- 
sundheitsschädlichkeit bei bestimmungs- und 
sachgemäßem Gebrauch der Bedarfsgegenstände 
erwiesen ist, ganz oder nur für bestimmte 
Zwecke auszuschließen; 

2. im Verkehr mit bestimmten Bedarfsgegenstän- 
den, die bei voraussehbarer unsachgemäßer Ver- 
wendung zu Gesundheitsschädigungen führen 
können, Warnhinweise, Sicherheitsvorkehrun- 
oder Angaben über Beschränkungen des Ver- 
wendungszweckes vorzuschreiben; 

3. die Angabe von Namen und Sitz des Herstellers, 
Einführers oder Vertriebsunternehmers auf be- 
stimmten Bedarfsgegenständen bzw. den für den 
Verbraucher bestimmten Packungen oder Be- 
hältnissen vorzuschreiben, wobei eine Kurzform 
des Firmennamens zulässig ist. 

§ 5 

Sachverständigenausschuß 

(1) Vor der Änderung des Gesetzes und vor dem 
Erlaß oder der Änderung einer Rechtsverordnung 
ist ein Sachverständigenausschuß anzuhören. Der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für WirtscJiaft und Finanzen sowie für Ar- 
beit und Sozialordnung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates einen Sachverständi- 
genausschuß für Bedarfsgegenstände zu bilden, der 
die zuständigen Bundesminister, insbesondere in 
chemischen und technischen Fragen, berät und ihnen 
den Erlaß von Vorschriften, die dem Stande von 
Wissenschaft und Technik entsprechen, vorschlägt. 
In den Ausschuß sind Vertreter der beteiligten Bun- 
des- und Landesbehörden, der Verbraucherschaft 
und der Wirtschaft nach Anhörung der Spitzen- 
organisationen der vom Gesetz betroffenen Wirt- 
schaftskreise in angemessener Zahl zu berufen. 

(2) Zu den Sitzungen des Sachverständigenaus- 
schusses können weitere Sachverständige hinzuge- 
zogen werden. 

§ 6 

Überwachung 

(1) Die Überwachung liegt bei den Chemischen 
Untersuchungsämtern (-anstalten). 


(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen mit Zustimmung des Bun- 
desrates, um eine einheitliche Durchführung der 
Überwachung zu gewährleisten, 

1. die personelle, apparative und sonstige technische 
Ausstattungen der Chemischen Untersuchungs- 
ämter (-anstalten) zu regeln, 

2. für bestimmte Bereiche der Bedarfsgegenstände 
andere Untersuchungsämter (-anstalten) mit der 
Durchführung der Untersuchungen zu beauftra- 
gen. 

(3) Im übrigen richtet sich die Zuständigkeit für 
die Überwachungsmaßnahmen nach Landesrecht. 

§ 7 

Probenahme 

(1) Die mit der Überwachung beauftragten Per- 
sonen und die Beamten der Polizei sind befugt, ge- 
gen Empfangsbescheinigung Proben nach ihrer Aus- 
wahl zum Zwecke der Untersuchung zu fordern oder 
zu entnehmen. Hierbei ist ein Teil der Probe oder, 
sofern die Probe nicht oder ohne Gefährdung des 
Untersuchungszweckes nicht in Teile ,von gleicher 
Beschaffenheit teilbar ist, ein zweites Stück der 
gleichen Art und von demselben Hersteller, wie das 
als Probe entnommene, zurückzulassen. Zurückge- 
lassene Proben sind amtlich zu verschließen oder 
zu versiegeln. Sie sind mit dem Datum der Probe- 
nahme und dem Datum des Tages zu versehen, nach 
dessen Ablauf der Verschluß oder die Versiegelung 
als aufgehoben gilt. Für Proben und zurückgelassene 
Proben ist angemessene Entschädigung zu leisten, 
die mindestens die Herstellungskosten bzw. Ein- 
standskosten einschließlich Mehrwertsteuer deckt. 

(2) Die Befugnis zur Probenahme erstreckt sich 
auch auf Bedarfsgegenstände, die auf Märkten, 
Straßen oder öffentlichen Plätzen oder im Umher- 
ziehen in den Verkehr gebracht werden oder die 
vor Abgabe an den Verbraucher unterwegs sind. 

(3) In Fällen, in denen die Probe bei einem an- 
deren als dem Hersteller, Einführer oder Vertriebs- 
unternehmer entnommen wird, hat das die Über- 
wachung durchführende Chemische Untersuchungs- 
amt (Untersuchungsanstalt) (§ 6 Abs. 1) den Her- 
steller, Einführer und/oder Vertriebsunternehmer 
unverzüglich über die Probenahme zu unterrichten 
und insbesondere anzugeben, in welchem Betrieb 
die Probe gezogen worden ist. 

(4) Beanstandet das Chemische Untersuchungs- 
amt (Untersuchungsanstalt) den überprüften Be- 
darfsgegenstand, so hat es dies dem Hersteller, 
Einführer und/oder Vertriebsunternehmer unter An- 
gabe der Untersuchungsmethode, der Untersu- 
chungsergebnisse und der für die Beurteilung maß- 
gebenden Gründe unverzüglich mitzuteilen. Gegen 
die Mitteilung kann Widerspruch erhoben werden. 
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§ 8 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer vorsätzlich Bedarfsgegenstände in den 
Verkehr bringt, die bei bestimmungs- und sachge- 
mäßem Gebrauch durch ihre stoffliche Zusammen- 
setzung zu einer Schädigung der menschlichen Ge- 
sundheit führen können. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer gemäß § 4 erlassenen Vor- 
schrift zuwiderhandelt. 


§ 9 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 29. September 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Regelung dieses Einzelgesetzes über Bedarfs- 
gegenstände sowie technische und chemische Mit- 
tel des täglichen Gebrauchs sind weitgehend den 
einschlägigen Bestimmungen des Regierungsentwurfs 
(Drucksache VI/2310) entnommen. Es wird daher auf 
die Begründung des Regierungsentwurfs zu den ent- 
sprechenden Einzelvorschriften Bezug genommen. 
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